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GeW-bilanZ

Wir haben das 
geschafft
Kleine und große erfolge für die GeW-Mitglieder 

wurden erreicht. Mutmacher für weitere 

aktivitäten im neuen Jahr

Ein bewegtes Jahr liegt hin-
ter uns, ein sicher ebenso be-
wegendes Jahr liegt vor uns. 
2015 waren es insbesondere die 
Tarifauseinandersetzungen und 
die Flüchtlingsbildung, die uns 
intensiv beschäftigten. Darüber 
hinaus haben wir in verschiede-
nen Bereichen Erfolge zu ver-
zeichnen. Für 2016 haben wir 
uns politische Schwerpunkte 
gesetzt mit dem Ziel, an unsere 
Erfolge anzuknüpfen und erneut 
konkrete Verbesserungen für die 
Beschäftigten zu erreichen, aber 
auch bildungspolitisch weiter 
präsent zu sein.

Erfolge 2015
Tarifrunden: Mehr Geld
für angestellte Lehrkräfte
und für Erzieher_innen

Ende September hat die 
Hamburger Bürgerschaft das 
Besoldungs- und Versorgungs-
anpassungsgesetz 2015/16 be-
schlossen. Mit diesem Gesetz 
wird der Tarifabschluss für die 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes der Länder vom 28. 
März 2015 auf die Beamtinnen 
und Beamten der Freien und 
Hansestadt  übertragen. Die Zah-
lung  wird damit aller Voraus-
sicht nach mit den November-
bezügen erfolgen. Die Bezüge 
stiegen zunächst rückwirkend 
zum 1. März 2015 um 1,9 Pro-
zent. Zum 1. März 2016 steigen 
die Bezüge erneut um 2,1 Pro-
zent, mindestens jedoch um 75 
Euro. 

In der Tarifauseinanderset-
zung um eine Aufwertung des 
Sozial- und Erziehungsdienstes 

sind in bestimmten Konstella-
tionen gute Zugewinne erreicht 
worden, so z.B. bei langjährig 
beschäftigten Erzieherinnen und 
Erziehern oder auch bei einem 
Großteil der Leitungskräfte. 
Aber die meisten Kolleginnen 
und Kollegen, die nah am Kind 
arbeiten, erhalten nur Einkom-
menserhöhungen zwischen 
60,-  und 110,-  Euro brutto im 
Monat, wenn sie in Vollzeit an-
gestellt sind.  Bei ca. 60 Prozent 
Teilzeitbeschäftigung macht der 

reale Nettogewinn tatsächlich 
nicht viel aus. Trotzdem ist das 
Ergebnis nicht nur negativ zu be-
werten. Die hohe Bedeutung des 
Sozial- und Erziehungsdienstes 
für unsere Gesellschaft ist in 
den letzten Jahren stark in das 
Bewusstsein der Öffentlichkeit 
gelangt. Dazu hat dieser Kita-
Streik erheblich beigetragen.

Lehrer_innenbildung I:
Berufseingangsphase
bleibt erhalten

Die Berufseingangsphase 
(BEP) dient dazu, dass die neu 
eingestellten Lehrer_innen ihre 
Berufserfahrungen relektieren, 
produktiv verarbeiten und ihre 
Lehrpersönlichkeit entwickeln. 
Sie dient damit der Qualitätsver-
besserung von Unterricht, Erzie-
hung und Beratung in der Schule 
sowie der Burnout-Prophylaxe. 
Wissenschaftliche Untersuchun-
gen bestätigen die Wirksamkeit 
und Notwendigkeit dieser dritten 
Phase der Lehrer_innenbildung.

Das BEP ist angesichts der 
Herausforderungen, vor denen 
die Junglehrer_innen u.a. durch 
Inklusion und Beschulung von 
Flüchtlingskindern gestellt sind, 
eine gute Unterstützung. Ham-
burg hat seit 2002 dieses Kon-
zept erprobt und es ist seit 2011 
in Hamburg verplichtend. Um 
an den Veranstaltungen des BEP 

teilzunehmen – die alle außer-
halb des regulären Unterrichts 
liegen – wurde den jungen Kol-
leg_innen eine Vertretungsstun-
de erlassen. Genau hier hat die 
BSB versucht zu kürzen.

Die GEW hat einen Appell 
an Senat und Bürgerschaft zum 
Erhalt des BEP veröffentlicht. In 
den Medien wurde breit darüber 
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Auf den Straßen sichtbare Mitglieder und eine in den Medien präsente 

GEW-Vorsitzende Anja Bensinger-Stoltze sind eine gute Basis für Erfolge
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berichtet und die Kürzungsvor-
haben konnten im Kern abge-
wendet werden. Es wird weiter-
hin das Angebot des BEP geben 
– allerdings auf freiwilliger Ba-
sis – und die Kolleg_innen, die 
daran teilnehmen, sind weiterhin 
von den Vertretungsstunden ent-
lastet.

Lehrer_innenbildung II:
Keine Zusammenlegung
der Fachseminare

Wegen einer kurzfristigen 
Entwicklung der Zahlen im 
Vorbereitungsdienst für die 
Berulichen Schulen sollten 
am LI die Fachseminare 
des gesamten gewerblich-
technischen Bereichs in ein 
einziges Fachseminar über-
führt werden. Es ist nicht 
nachvollziehbar, wie ein 
Fachseminarleiter den Un-
terricht in Elektrotechnik, 
Metalltechnik, Bautechnik, 
Farb- und Raumgestaltung 
und Holz- und Kunststoff-
technik beurteilen will. Das 
Spektrum der viel mehr als 
100 Berufe reicht von den 
Kfz-Mechatroniker_innen 
bis zu den Schauwerbege-
stalter_innen. Für jede der 
genannten berulichen Fach-
richtungen gibt es eine eige-
ne Fachdidaktik, welche in 
einem zusammengelegten 
Fachseminar keine Rolle 
mehr spielen kann. Wäre es zu 
der geplanten Zusammenlegung 
gekommen, wäre aus unserer 
Sicht die fachlich gute qualii-
zierte Ausbildung der Lehrkräfte 
im Vorbereitungsdienst für die 
Berulichen Schulen ins Hinter-
treffen geraten. In einem Brief 
an Bürgermeister Olaf Scholz 
haben wir auf diese Planungen 
aufmerksam gemacht und ihn 
an seine Rede beim Empfang 
anlässlich von „150 Jahre staat-
liche Beruliche Schulen“ im 
September 2015 erinnert, in der 
er die Bedeutung und die Leis-
tungsfähigkeit der berulichen 
Schulen hervorgehoben hat. Am 
Ende konnte die Zusammen-

legung der Fachseminare im 
gewerblich-technischen Bereich 
abgewendet werden. 

Inklusion: 120 neue
Stellen als Teilerfolg

Die GEW fordert seit Län-
gerem 550 Stellen mehr für 
eine gelingende Inklusion an 
Hamburgs Schulen. Die BSB 
will nun zusätzliche 120 Leh-
rer_innenstellen für die Inklu-
sion zur Verfügung stellen. Im 

Koalitionsvertrag steht, dass 
diese Stellen aufwachsend bis 
einschließlich zum Schuljahr 
2019/20 zur Verfügung gestellt 
werden sollen. Das sind rechne-
risch 24 Stellen pro Jahr. Zwar 
schmelzen die vollmundig ver-
kündeten zusätzlichen 75 Stellen 
für die Stadtteilschulen und 25 
für die Grundschulen real auf 15 
bzw. 5 zusätzliche Stellen pro 
Jahr zusammen und aus 20 Stel-
len Feuerwehr werden plötzlich 
auch nur 4 Stellen pro Jahr und 
das verteilt auf ca. 60 Stadtteil- 
und ca. 200 Grundschulen. Zu-
gleich befürchtet die GEW, dass 
die zusätzlichen Stellen gar nicht 
zusätzlich sind, sondern kosten-

neutral querinanziert werden, 
nämlich aus dem auslaufenden 
Bedarf des letzten IR-Jahrgangs 
(25 Lehrerstellen) und der aus-
laufenden „Rucksackressource“ 
(91 Lehrerstellen) der schwarz-
grünen Regierung von 2010. So-
mit wären faktisch nur 4 zusätz-
liche Stellen geschaffen – und 
das auch noch auf 5 Jahre verteilt 
– und nicht 120 Stellen, wie die 
Pressemitteilung der BSB sug-
gerierte. Dennoch ist dies als ein 

Teilerfolg zu verbuchen.

Klassenreisen werden ab 
Februar als Dienstreisen 
anerkannt

In Hamburg werden Klas-
senreisen nicht als Dienst-
reisen anerkannt. Neben den 
hohen Arbeitsbelastungen, 
die eine Klassenfahrt mit 
sich bringt, entstehen also 
auch noch zusätzliche i-
nanzielle Belastungen. Dies 
nahm die Betriebsgruppe 
an der Ida-Ehre-Schule zum 
Anlass, eine Resolution zu 
verabschieden, in der sie 
die Anerkennung von Klas-
senreisen als Dienstreisen 
sowie die ausreichende Aus-
stattung der Schulen oder 
eine zentrale Abrechnung 
über die BSB fordert. Nun 
hat sich die Behörde endlich 
bewegt. Die BSB hat vor, ab 
Februar 2016 die Klassen-

reisen für Lehrkräfte nach dem 
Hamburgischen Reisekostenge-
setz zu bezahlen. Die Mittel da-
für werden erhöht (ca. 600.000 
Euro mehr auf 1,9 Mill. Euro) 
und den Schulen zugewiesen. 
Die BSB wird allerdings nicht 
zentral abrechnen, sondern das 
machen weiterhin die Schulen. 
Die Klagen, die wir als GEW für 
die Kolleg_innen geführt haben 
und die Gespräche des GPR mit 
der Dienststelle haben sich ge-
lohnt! Sobald die Richtlinien of-
iziell sind, werden wir über die 
neuen rechtlichen Grundlagen 
informieren.

Gerechtigkeit muss immer wieder 

eingefordert werden
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Berufsbildende Schulen: 
Rahmenvereinbarung für 
Schulwechsel bei Personalü-
berhang abgeschlossen

Aus verschiedenen Gründen 
kann es an einer Schule zu Per-
sonalüberhang kommen: Die 
Kolleg_innen stocken auf, die 
Schüler_innenzahl sinkt, Kol-
leg_innen kommen aus dem 
Sabbatjahr oder aus Elternzeit/
Mutterschutz wieder. Wer muss 
gehen? Günstig für die Schullei-
tung und die Kolleg_innen ist es, 
wenn – schon vor Entstehen eines 
Personalüberhangs – ein Kriteri-
enkatalog vorliegt. Ein solcher 
Katalog bildet gewichtet und 
nachvollziehbar die Kriterien ab, 
nach denen die Schulleitung die 
Umzusetzenden auszuwählen 
hat. Der Kriterienkatalog wird 
von der Schulleitung erarbeitet, 
dem schulischen Personalrat vor-
gelegt und der Lehrerkonferenz 
bekannt gegeben. Insbesondere 
dank unserer GEW-Fraktion im 
GPR konnte im letzten Jahr eine 
Rahmenvereinbarung zur Mitar-
beitermobilität mit dem HIBB 
abgeschlossen werden.

Hochschulen: Etappensieg 
im Kampf gegen Befristungs-
missbrauch

Bei der Novelle des Wis-
senschaftszeitvertragsgesetzes 
(WissZeitVG) wurden etliche 
Vorschläge der GEW aufge-
griffen, die die Debatte um die 
Reform des Befristungsrechts 
in der Wissenschaft im Januar 
2015 mit einem eigenen Ge-
setzentwurf in Gang gebracht 
hatte. So hat der Bundestag die 
sachgrundlose Befristung aus 
dem Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz gestrichen. Wer weder 
in einem Drittmittelprojekt ar-
beitet noch zur Qualiizierung 
beschäftigt ist, hat Anspruch 
auf ein unbefristetes Beschäf-
tigungsverhältnis. Zugleich hat 
der Gesetzgeber Kurzzeitverträ-
gen enge Grenzen gesetzt. Das 
neue Gesetz verlangt, dass die 
Laufzeit von Zeitverträgen dem 
Befristungsgrund entspricht: Bei 
Drittmittelverträgen ist die Pro-
jektlaufzeit auszuschöpfen, bei 
Qualiizierungsverträgen muss 
die Laufzeit angemessen sein. 
Auch wenn der Gesetzgeber der 

Empfehlung der GEW nach ei-
ner festen Untergrenze von drei 
Jahren nicht gefolgt ist: Willkür-
liche Kurzzeitverträge sind in 
Zukunft illegal.

Weiterbildung/VHS:
Kollektive Abgabe von
Anträgen auf Urlaubsentgelt

Nach Schätzungen der GEW 
sind mindestens 100 freiberuf-
liche Kursleiter_innen bei der 
Hamburger Volkshochschule so 
genannte „arbeitnehmerähnliche 
Personen“, die u. a. das Recht 
auf bezahlten Urlaub haben. 
Wenn die Kursleiter_innen diese 
Ansprüche bisher thematisiert 
haben, wurde ihnen angedroht, 
bei ofizieller Stellung eines 
Urlaubsantrags Kürzungen ih-
rer Honorarverträge und Stun-
denumfänge zu bekommen. Die 
meisten der Betroffenen arbeiten 
in dem Bereich DaZ (Deutsch 
als Zweitsprache) bei der VHS, 
in dem es vor allem um Sprach- 
und Integrationskurse für Einge-
wanderte und Flüchtlinge geht.

Die GEW unterstützte die 
Kursleiter_innen dabei, sich ge-

Im Dschungel der Tarife braucht es die aufmerksamen GEW-Tarif-Hasen
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gen die fortdauernde Beschnei-
dung ihrer Rechte zu wehren 
und organsierte eine kollektive 
Abgabe von Anträgen auf Ur-
laubsgeld. In Gesprächen mit 
der VHS-Leitung erreichten wir, 
dass die Voraussetzungen für ei-
nen Antrag auf Urlaubsentgelt 
jetzt auf den Steuerbescheid vom 
Vorjahr begrenzt werden, nach-
dem die VHS zunächst erhebli-
che bürokratische Hürden aufge-
baut hatte. Die Anträge werden 
aktuell bearbeitet. Die Kurslei-
ter_innen setzen sich mit ge-
werkschaftlicher Unterstützung 
auch für weitergehende Verbes-
serungen wie einen Zuschuss zur 
Kranken- und Rentenversiche-
rung ein.

(Wieder)Gründung einer 
Fachgruppe PTF, einer AG 
Schulleitung und der Referate 
B und C

Im Dezember trafen sich Kol-
leg_innen des pädagogischen 
und therapeutischen Fachper-
sonals in der GEW, um bei der 
Gründungssitzung der neuen 
GEW Fachgruppe Sozialpäda-
gogische, plegerische und the-
rapeutische Berufe an Schulen 
dabei zu sein. Bereits mit der 
Änderung der Satzung der GEW 
Hamburg 2011 war der Grund-
stein für die neue Fachgrup-
pe gelegt worden. Es brauchte 
noch eine Gruppe engagierter 
Kolleg_innen, die Lust dazu ha-
ben, mit Engagement, Spaß und 
Fachverstand die Fachgruppe 
als Team zu organisieren. Die 
GEW-Hamburg gratuliert nun 
ganz herzlich dem neu gewähl-
ten Leitungsteam!

Seit 2006 mit Einführung der 
Selbstverwalteten Schule (SVS) 
hat sich für die Schulleitungen 
eine Menge verändert. Auch das 
Verhältnis zwischen Schulleitun-
gen und GEW hat dabei gelitten. 
Deshalb ist es umso erfreulicher, 
dass sich nun die Mitglieder 
der Schulleitungen in der GEW 
wieder treffen. Im Juni, Sep-
tember und November haben 
sich Schulleitungsmitglieder aus 

fast allen Schulformen im klei-
nen Kreis über ihre drängenden 
Probleme beraten. Insbesondere 
wurde immer wieder der enorme 
Aufgabenzuwachs thematisiert. 
Deshalb soll an einer Aufgaben-
beschreibung und einer entspre-
chenden Aufgabenkritik gearbei-
tet werden.

Für das erste Halbjahr 2016 
stehen die nächsten Treffen des 
AK Schulleitungen bereits fest: 
Do., 31.3.2016, Mo., 9.5.2016, 
Mo., 20.6.2016, jeweils von 18 
bis 20 Uhr im Curiohaus. 

Auch die Referate B Bildungs-
politik und C Bildungsinanzie-
rung haben sich nach einigen 
Jahren im Ruhezustand in ge-
meinsamen Sitzungen seit Mitte 
2015 zusammengefunden und 
starteten im Herbst eine Artikel-
serie in der hlz, die einen Über-
blick über die aktuellen Entwick-
lungen hin zu immer 
mehr Privatisierung 
in allen Bereichen des 
Bildungswesens in 
Hamburg geben soll. 
Nach Abschluss der 
Artikelserie ist eine 
Broschüre zum Thema 
geplant.

Politische Schwer-
punkte der GEW 
Hamburg 2016
Bilanzierung
„Inklusion aus Sicht 
der Beschäftigten“

Seit Einführung der 
Inklusion im Schuljahr 
2010 / 2011 warnt die 
GEW den Senat und 
die BSB davor, dass 
bei weiterhin zu ge-
ringer Ausstattung die 
positive Haltung der 
Eltern, Schüler_innen 
und Kollegien gegen-
über der Idee der In-
klusion leiden wird. 
Wir wollen wissen, 
wie zum Thema Inklu-
sion vor Ort diskutiert 
wird. In einem ersten 
Schritt entwickeln wir 
aktuell Kriterien zur 

Bilanzierung und zum Stand in 
den Schulen und im Februar wol-
len wir einen Fragebogen an die 
Vertrauensleute und Delegierten 
zur Vorbereitung des Gewerk-
schaftstags schicken. Auf dem 
nächsten Gewerkschaftstag wer-
den wir eine erste Zwischenbi-
lanz „Hamburgs Inklusion – aus 
Sicht der Beschäftigten“ ziehen, 
diese bis zu den Sommerferi-
en fertigstellen und an die BSB 
übermitteln. Wir planen eine 
hlz-Artikelserie zum Thema und 
wollen es in enger Verbindung 
zu den Themen Gesundheit und 
Belastung und prekäre Beschäf-
tigung an Schulen betrachten. 

Gesundheit und Arbeits-
belastung: Zu wenig Zeit
für zu viel Arbeit

Umfragen in GEW-Lan-
desverbänden zeigen unisono: 

Birgit Rettmer und Dirk Mescher bringen die 

Forderung nach gerechter Bezahlung zu Gehör
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Schlechte Arbeitsbedingungen, 
Stress und Unzufriedenheit ma-
chen Lehrkräfte krank. „Kei-
ne Freizeit, Scheidung“ – mit 
diesem aufschreckenden Zitat 
eines Kollegen überschrieb die 
Hamburger GEW im Frühjahr 
2014 eine Online-Umfrage zur 
Arbeitsbelastung der Lehrkräf-
te. Schlafstörungen, Sich-Unge-
nügend-Fühlen und Gereiztheit 
wurden als die häuigsten Fol-
gen hoher Anforderungen im 
Schuldienst genannt – neben An-
triebslosigkeit und psychischen 
Erkrankungen. Diesen Themen-
bereich wollen wir angehen! In 
einem ersten Schritt werden wir 
zu einem Treffen einladen, bei 
dem wir Vorsitzenden mit akti-
ven GPR-Mitgliedern in diesem 
Bereich erste Planungen dis-
kutieren sowie darüber, ob und 
inwiefern der Kita-Bereich und 
andere Bildungsbereiche einbe-
zogen werden. Diese Schwer-
punktsetzung dient auch dazu, 
das Thema Lehrer_innenarbeits-
zeit aus einer anderen Richtung 
anzugehen.

Lehrkräftebesoldung: 
A13 für alle

Trotz gleichlanger Ausbil-
dung werden Lehrkräfte an 
Grundschulen und in einigen 
Schularten der Sekundarstufe 1 
immer noch eine Besoldungs-
stufe niedriger bezahlt als die 
übrigen Lehrkräfte. Das muss 

endlich ein Ende haben! Bereits 
im November 2015 haben die 
drei GEW Landesverbände Bre-
men, Hamburg und Schleswig-
Holstein auf Pressekonferenzen 
und in Briefen an die jeweiligen 
Bildungsverantwortlichen da-
rauf hingewiesen. In Hamburg 
wird über eine Neuordnung der 
Lehrämter nachgedacht. Der Se-
nat sollte diese Chance für eine 
gerechte und gleiche Besoldung 
nach A 13 auf Grundlage der 
Gleichwertigkeit der Ausbil-
dung ergreifen. Wir werden die-
se Neuordnung begleiten und in 
einem ersten Schritt, beginnend 
mit dem Equal Pay Day am 19. 
März, eine Postkartenaktion „Ich 
habe A13 verdient und will es 
jetzt auch haben!“ starten. Vor 
den Sommerferien werden wir 
diese an die BSB überreichen.

Flüchtlingsbildung
Als GEW halten wir fest, dass 

das Menschenrecht auf Bildung 
für alle Kinder, Jugendlichen 
und Erwachsenen gilt – ohne 
Ausnahme. Ein schneller Erwerb 
der deutschen Sprache ist vor-
dringlich. Daher müssen Kitas, 
Schulen, Berufsschulen, Hoch-
schulen und Weiterbildungsein-
richtungen personell und inan-
ziell zusätzlich so ausgestattet 
werden, dass deutlich mehr Ka-
pazitäten für eine individuelle 
und bedarfsgerechte Sprachbil-
dung zur Verfügung stehen und 

die regulären Angebote unver-
ändert aufrecht erhalten werden 
können. Im März werden wir ein 
Treffen aller Beschäftigten orga-
nisieren, die in Internationalen 
Vorbereitungsklassen (IVK) und 
– an den berufsbildenden Schu-
len – der Ausbildungsvorberei-
tung für Migrant_innen (AV-M, 
auch VJM und BVJM) arbeiten. 
Ziel ist es, bis zu den Sommerfe-
rien öffentlichkeitswirksam auf 
die bestehenden Probleme hin-
zuweisen und die Positionierung 
der GEW zum Thema weiterzu-
entwickeln.

Tarifrunde öffentlicher Dienst 
/ Arbeitsrechtliche Vereini-
gung Hamburg (TVöD / AVH)

Im Januar begannen die Vor-
bereitungen zur Tarifrunde im 
gesamten öffentlichen Dienst. 
Neben der kommunalen Ver-
waltung, der Müllabfuhr, den 
Theatern u. a. nehmen auch die 
Kita-Beschäftigten an der Ge-
haltsrunde 2016 teil. Darin wird 
es von vornherein nicht um die 
Aufwertung eines Berufsfeldes 
gehen, sondern um eine prozen-
tuale Erhöhung der Einkommen, 
die im öffentlichen Dienst im-
mer noch den Einkünften, die in 
der freien Wirtschaft zu erzielen 
sind, hinterherhinken.

anJa benSinGer-STolZe, 

FredriK deHnerdT,

Sven QuirinG

(vorsitzende der GeW Hamburg)

Sprechstunde zur Arbeitszeit
Die GEW (Hans Voß, GBW-Referent) bie-

tet zum Thema KSP (Kapazitäts- und Struktur 
Planung) / Lehrerarbeitszeit (Wochenstunden-
Bilanz) auch eine Sprechstunde an.

In der KSP-Sprechstunde soll den GEW-Mit-
gliedern in den Personalräten die Möglichkeit 
geboten werden, die aus der jeweiligen Schule 
vorliegenden KSP-Unterlagen (Bilanz der Wo-
chenarbeitszeit) zu analysieren, zu erläutern und 
Fragen zu klären bzw. zu formulieren.

Da die Analyse einzelner KSPs u. U. zeitin-

tensiv sein kann und um längere Wartezeiten zu 
vermeiden, bitten wir um eine Email-Anmeldung 
zu einem Gesprächstermin.

Anmeldung unter ksp@gew-hamburg.de
Bringt bitte die euch vorliegenden KSP-Unter-

lagen mit.
Die nächsten Termine sind: 05.04., 03.05., 

07.06., 05.07. – jeweils 14.00 – 17.00 Uhr
Weitere Infos unter zum download: http://

www.gew-hamburg.de/mitmachen/termine
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